




Hier mal etwas greifbares:

Das Problem ist der Art. 28 Abs. 2-4: hier wird die Steuerbefreiung der 
Statusgesellschaften bei der Kantonssteuern geregelt. 

Holdings Abs. 2

Domizil / Verwaltungsgesellschaften Abs. 3

gemischte Gesellschaften Abs. 4

Allen gmeinsam: keine eigene Geschäftstätigkeit

sondern Beteiligungs-, Lizenz-, Zinserträge von Tochtergesellschaften. Die 
Tochtergesellschaften sind geschäftstätig (Produktion, Dienstleistungen) und zahlen ganz 
normal Steuern.

Idee: Unternehmenssteuern als Preis/Abgeltung für die Nutzung der Infrastruktur

«keine Geschäftstätigkeit in der Schweiz» «keine Nutzung der Infrastruktur» 
«keine Steuern zu bezahlen» 





Nun dieses Modell ist nun allerdings in Gefahr. Auftritt der weissen Ritter, die Steueroptimierung möglichst auf der ganzen Welt 
verhindern wollen. 

Links: Algirdas Šemeta, Mitglied der EU-Kommission, EU-Kommissar für Steuer
CoC ist eine politische Verständigung der EU-Staaten auf schädlichen Steuerwettbewerb zu verzichten. Seit 1997 wurden in den EU-
Staaten eine Vielzahl von „schädlichen Massnahmen“ auf Druck der Kommission aufgehoben. Die Haltung der Kommission ist: „Wir 
haben unsere Hausaufgaben gemacht, sind die Drittstaaten (sprich die Schweiz) dran.“ 

Rechts: Pascal Saint-Amans, Direktor des «Centre for Tax Policy» (CTP) der OECD
Saint-Amans treibt BEPS voran. Ein enorm ambitioniertes Projekt mit dem Ziel Gewinnverschiebung und „aggressive Steuerplanung“ 
von Multinationalen Unternehmen zu verhindern und sicherzustellen, dass die Gewinne dort versteuert werden, wo sich die 
wirtschaftliche Substanz tatsächlich befindet. Nebenbei noch neue eigene Steuerregelen für die «digitale economy» entworfen 
werden. Grund für das Selbsbewusstsein: ein Mandat der G20.

Teil von BEPS ist auch das «forum on harmful tax competition»
Vorwurf EU «Ring Fencing»: Art. 28 STHG gilt nur für im Ausland geschäftstätige Firmen. Die inländischen Firmen können nicht 
profitieren, sie werden abgeschottet. 

Andere Staaten haben ebenfalls eine spezielle Besteuerung mobiler Erträge. Niemand hat aber etwas vergleichbar einfaches und so 
gut im Gesetz dokumentiert wie die CH. Die CH ist dadurch exponiert.

STHG 28 ist ein Auslaufmodell

Eskalierende Auseinandersetzungen wären für die international 
vernetzt Schweizer Wirtschaft äusserst riskant.
Es drohen: Schwarze Listen, Gegenmassnahmen wie die Hinzurechnungsbesteuerung für Tochterfirmen von in der CH ansässigen 
Firmen oder das Aussetzen von DBAs

Gravierendes Problem für den gesamten Standort, für ALLE internationale tätige Unternehmen (nicht nur Statusgesellschaften):
- Unsicherheit
- Mobile Unternehmen wandern ab (schlimm?)
- Ausstrahlung auf den gesamten Standort aus



























Schliesslich befinden wir uns in bester Gesellschaft was spezielle Steuerlösungen 
anbelangt. Unsere Standortkonkurrenz kennt ebenfalls eine unterschiedliche 
Besteuerung von mobilen Erträgen: z.B. mittels Lizenzboxen.

Lösung 1: steuerliche Ersatzmassnahmen für die Statusgesellschaften

Erhalt des Systems der geringeren Besteuerung mobiler Erträge (Lizenz-, Zins-, 
Handelserträge) durch international akzeptierte Steuermodelle.













Kantone mit einem hohen Anteil an Statusgesellschaften schöpfen die Gewinne 
gesamthaft gesehen bereits heute relativ gering aus (unten rechts). 

Durch die Abschaffung der Sonderbesteuerung ergibt sich in diesen Kantonen ein 
Potential für Gewinnsteuersatzsenkungen. 

Andere Kantone haben bereits heute einen relativ tiefen Gewinnsteuersatz (unten links). 

Kantone mit einem geringen Anteil an Statusgesellschaften und einem hohen 
Gewinnsteuersatz (oben links) 

sind stärker auf steuerliche Sonderlösungen angewiesen 











Zinsbesteuerungsabkommen mit der EU: Das Abkommen gilt für alle 28 EU-
Mitgliedstaaten. Der globale AIA-Standard der OECD wurde vollständig aufgenommen. 
Formell ist das unterzeichnete

Abkommen ein Änderungsprotokoll, welches das seit 2005 bestehende 
Zinsbesteuerungsabkommen Schweiz – EU ersetzt, jedoch die bestehende 
Quellensteuerbefreiung von grenzüberschreitenden Zahlungen von Dividenden, Zinsen 
und Lizenzgebühren zwischen verbundenen Unternehmen übernimmt.

Der Ständerat wird das Abkommen mit der EU in der FS beraten beraten. Das 
Abkommen Schweiz-EU soll am 1. Januar 2017 in Kraft treten, sofern die 
Genehmigungsverfahren in der Schweiz und in der EU rechtzeitig abgeschlossen werden. 



Internationaler Standard für den AIA umfasst:

- Modellabkommen, das die Grundlage für bilaterale Abkommen bildet

- Meldestandard

- Auslegungskommentar

- Informatioklösungen


